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Wankelmütiges Europa
Das wird sich kaum ändern. Die

zum Ausstieg entschlossene briti-
sche Premierministerin Theresa
May hat unmissverständlich ange-
kündigt, Beschlüsse aus dem Kreis
der 27 zu torpedieren. In Deutsch-
land, Frankreich und den Niederlan-
den wird 2017 neu gewählt. Die Zu-
kunft des italienischen Regierungs-
chefs ist ebenso offen wie die des
spanischen Ministerpräsidenten.
Führungswechsel ziehen lange Ein-
gewöhnungsphasen nach sich. Dass
sich die EU ausgerechnet in solchen
Wechseljahren regeneriert, er-
scheint schwer vorstellbar. Mit an-
deren Worten: Das Bild einer
schwerfälligen, wenig schlagkräfti-
gen und widersprüchlich agieren-
den Union dürfte sich verstärken.

Konflikte Wie so ein Bund Putin be-
eindrucken, globale Konflikte be-

einflussen und politisch
wegweisende Entschei-
dungen fällen soll, ist nicht
zu erkennen. In diese Zeit
fällt dann noch der Beginn
der Brexit-Verhandlungen,
bei denen man sich gegen
eine vor Selbstsicherheit
strotzende britische Pre-

mierministerin durchsetzen und sei-
ne Grundfreiheiten verteidigen
muss. Genau genommen präsentier-
te sich die Gemeinschaft in Brüssel
nicht nur in schlechter, sondern in
miserabler Verfassung: zerrissen,
gespalten, uneinheitlich.

Dilemma Man mag auf die deutsche
Kanzlerin und den französischen
Staatspräsidenten aus vielen, auch
unterschiedlichen Gründen schimp-
fen. Aber die Frage, wer das Gewicht
hat, eine europäische Führungs-
oder wenigstens Moderatorenrolle
zu übernehmen, wenn nicht
Deutschland und Frankreich, bleibt
offen. Europas Dilemma besteht da-
rin, dass es trotz aller Vergemein-
schaftung am Ende eben doch natio-
nale Leitwölfe braucht, hinter denen
man sich sammeln kann.
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Europa gibt derzeit das Bild einer
schwerfälligen und widersprüch-
lich agierenden Union ab.

Von Detlef Drewes

Für ein paar Stunden sah es so aus,
als habe die EU ihre Stärke und Ge-
schlossenheit wiedergefunden.
Doch die Angst, Russland zu verär-
gern, ließ die 28 Staats- und Regie-
rungschefs einknicken. Kein muti-
ges Signal Richtung Moskau, seine
unmenschlichen Angriffe auf Alep-
po einzustellen. Wie unfassbar der
Zickzack-Kurs der EU-Chefs ist, zei-
gen die nächtlichen Worte der Kanz-
lerin: Falls die Angriffe in Syrien ge-
gen die Zivilbevölkerung in der bis-
herigen Intensität fortgesetzt wür-
den, „dann ist das schon ein Grund,
sich zu überlegen, was tun wir jetzt“.
In Aleppo sterben jeden Tag Hun-
derte unter Fassbomben und im Ge-
schützfeuer. Und die EU
will wirklich erst noch ein
bisschen zusehen und
erst dann „überlegen“?

Zweifel Es ist das Bild ei-
ner verzagten, ja sogar
handlungsunfähigen Uni-
on, die im Zweifel selbst
vor einem Aggressor kuscht und
ihre so oft beschworenen Werte zu-
rückstellt. Dieser Eindruck wird
noch verstärkt durch die Unfähig-
keit, den Ceta-Streit zu lösen. Es ist
keine Frage, dass es der Respekt vor
der föderalen Verfasstheit eines Mit-
gliedsstaates gebietet, auch das Vo-
tum eines in dieser Frage mitent-
scheidenden Regionalparlamentes
zu akzeptieren. Aber dieser Protest
war nicht überraschend, sondern
zeichnete sich schon seit Monaten
ab. Allerdings kümmerte sich nie-
mand ernsthaft um die Bedenken
der wallonischen Volksvertreter –
dafür steht nun die gesamte Union
blamiert da. Und man kann sich ei-
gentlich nur wundern, dass die Ka-
nadier nicht längst die Nase voll von
dieser 28-er Gemeinschaft haben,
die erkennbar kein verlässlicher
Verhandlungspartner ist.

Dass sich die
EU schnell
regeneriert,
scheint schwer
vorstellbar.

An der langen Leine
Auch nach der Reform hat die
Kontrolle des Bundesnachrichten-
dienstes Schwächen.

Von Marcus Sauer

Nachrichtendienste, die im Trüben
fischen, und ein Parlament, das über
die Arbeit der Schlapphüte in der Re-
gel nur das erfährt, was die Bundes-
regierung den Abgeordneten zuge-
steht, passen nicht mehr in die Zeit
und zum Bild eines modernen,
transparenten Staats. Darum war es
zu begrüßen, dass die Koalition die
Kontrolle des Bundesnachrichten-
dienstes verbessern wollte.

Abhören unter Freunden – das
gehe gar nicht, hatte Bundeskanzle-
rin Angela Merkel gesagt. Dann
aber kam heraus, dass auch der
BND die Leitungen europäischer
Spitzenpolitiker angezapft hatte.
Peinlich. Und Grund genug für eine
Reform, die den Auslandsdienst an
die kurze Leine zwingt. Doch ist das

wirklich so? Dass die Kontrolle vom
Parlament wegverlagert wird auf ein
neues „Unabhängiges Gremium“,
verkauft die Bundesregierung als
Errungenschaft. Zweifel jedoch
sind angebracht. Denn selbst die
neuen Wächter erfahren erst im
Nachhinein, wenn ein „Freund“ aus
triftigen Gründen bespitzelt wurde.

Die SPD hatte sich weiterreichen-
de Regelungen gewünscht, konnte
sich aber nicht gegen die Union
durchsetzen, die gar keine Reform
für nötig hielt. Deshalb ist es durch-
aus eine Verbesserung, dass bald
immerhin auf Präsidenten-Ebene,
nicht von Sachbearbeitern über
heikle Lauschaktionen entschieden
wird. Letztlich wird, da hat die Oppo-
sition nicht unrecht, eine illegale
Praxis legalisiert.

Kein Wunder, dass Linke und Grü-
ne kein gutes Haar an der Reform
lassen.
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Impressum
ge Objekte, die gut und gerne ein
paar tausend Euro kosten. Dass da-
durch auch Diebe auf den Plan ge-
rufen werden, liegt in der Natur der
Sache. Die Aufklärungsquote der
Diebstähle bleibt leider sehr nied-
rig. Viele Bestohlene melden den
Diebstahl erst gar nicht bei der Po-
lizei, weil die Anzeige in den meis-
tens Fällen sowieso zu nichts führt
und im Sande verläuft. Daher er-
scheinen diese Straftaten auch gar
nicht in der Diebstahlstatistik, son-
dern dort nur die tatsächlich ange-
zeigten Fälle. Die Dunkelziffer der
Delikte liegt aus diesem Grunde da-
her extrem hoch. Im Kampf gegen
den Diebstahl, und um eine höhere
innere Sicherheit, muss die Polizei
unbedingt mehr Präsenz zeigen.
Robert Viel, Pfedelbach

Mehr Polizei-Präsenz
Zur Kriminalitätsentwicklung.
Hierzulande steigt die Kriminali-
tätsrate in letzter Zeit leider Gottes
stetig an. Die Anzahl der Delikte
bricht immer wieder neue Rekorde.
Zunehmend hört man gegenwärtig
in der Bevölkerung Klagen darüber,
dass in unserer Region immer
mehr entwendet wird. Gestohlen
werden neben Fahrrädern (sogar
abgeschlossene), auch Akkus und
Bordcomputer von E-Bikes, Waren
aus Fahrradtaschen und aus Fahr-
radanhängern. Ebenso geklaut
werden Einkaufstaschen vor den
Geschäften samt Inhalt. Auch die
vor den Läden ausgestellten Waren
werden geplündert. Fahrräder, be-
sonders die E-Bikes, sind heutzuta-

unvertretbar, die Zahl dieser Ar-
beitsplätze noch dadurch zu erhö-
hen, dass große Konzerne keine
Lagerhaltung mehr haben und da-
mit diese Arbeitsbedingungen er-
zeugen. Das Bundesverkehrsmi-
nisterium sollte sich auf seine Auf-
gabe besinnen und eine Verkehrs-
infrastruktur für alle zur Verfügung
stellen und Schienen und Wasser-
wege fördern und nicht das weitere
Zupflastern der Landschaft. Noch
schlimmer aber ist, dass Verkehrs-
minister Dobrindt auf Milliarden
Euro im Streit um Schadenersatz
bei Toll Collect verzichten will – vor
einem Schiedsgericht, nicht vor ei-
nem öffentlichen Gericht (Vorge-
schmack auf Ceta und TTIP?)
Anneliese Fleischmann-Stroh,

Heilbronn

Was für Arbeitsplätze?
Zur Entwicklung des Lkw-Verkehrs.
Täglich in Deutschland geparkte
Lkws: 101 000. Die Speditions-Lob-
by fordert den Bau (und damit die
Landschaftszerstörung) weiterer
Parkplätze, während der Schiffs-
und der Schienenverkehr zurück-
gehen und das Container-Terminal
brachliegt. Parkplätze und Contai-
ner-Terminal sind von Steuergel-
dern finanziert. Profiteure des
Straßenausbaus sind meist Spedi-
tionen im Ausland, die mit ausbeu-
terischen Methoden arbeiten. Was
sind das eigentlich für Arbeitsplät-
ze, in denen die Arbeitnehmer ihre
Freizeit an lauten Autobahnen mit
hoher Luftschadstoffbelastung
verbringen müssen? Es ist ethisch

Leserstimmen

Wissmann an der Spitze, vor der der
Verkehrsminister und die Kanzlerin
regelmäßig einknicken und mehr
noch in vorauseilendem Gehorsam
die Vorgaben auf nationaler und eu-
ropäischer Ebene realisieren.

Justiz Auch wenn einzelne Zivilge-
richte schon individuelle Schaden-
ersatzansprüche abgelehnt haben,
was angesichts der offensichtlichen
millionenfachen arglistigen Täu-
schung juristisch nicht nachvoll-
ziehbar ist und hoffentlich von ande-
ren Gerichten schnellstmöglich kas-
siert wird, bleibt die Hoffnung auf
eine wirklich unabhängige, in der
Sache engagierte Justiz, die die
strafrechtlichen Verantwortlichkei-
ten herausarbeitet und die diese un-
selige Interessenverquickung auf-
bricht. Wenn schon nicht VW selbst
und leider auch nicht die Politik in
der Lage sind, ein überzeugendes
Krisenmanagement zugunsten der
geschädigten Kunden und der ge-
schädigten Umwelt zu leisten, dann
wenigstens die Justiz, hoffentlich!

Zu dieser Kolumne
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch, 1947 in Gerabronn ge-
boren, ist einer von fünf Gastkolumnis-
ten, die im Wechsel alle 14 Tage zu aktu-
ellen politischen Themen Stellung neh-
men. Das politische Quintett besteht
neben Schlauch aus Erhard Eppler
(SPD), Erwin Teufel (CDU), Klaus Kinkel
(FDP) und Ulrich Maurer (Linke).

Bilanz Die Zwischenbilanz der Auf-
arbeitung des größten Betrugs ei-
nes Unternehmens in der deutschen
Wirtschaftsgeschichte ist für deut-
sche VW-Kunden eine unerträgli-
che Zumutung.

Die Fakten: Der VW-Konzern hatte
insgesamt zunächst 15 Milliarden
Dollar zur Schadensabwicklung zu-
rückgestellt. 480 000 VW Kunden in
den USA erhalten insgesamt eine
Entschädigung von 13 Milliarden
Dollar. Das heißt jeder Kunde erhält
eine Zahlung zwischen 5000 und
10 0000 Dollar und der Konzern
kauft soviel wie möglich Fahrzeuge
zum Marktpreis zurück. Hinzu kom-
men runde zwei Milliarden Zahlun-
gen in Entschädigungsfonds, 1,2
Milliarden Dollar für die US VW
Händler. Die Entschädigung von
weiteren 48 000 US Kunden die im
Besitz von Fahrzeugen mit 3-Liter
Motoren sind, wird gerade noch aus-
gehandelt. Das Budget ist also jetzt
schon längst überzogen. Und was
macht VW für die übrigen fast zehn
Millionen betroffenen Kunden welt-
weit und insbesondere für die 2,4
Millionen betroffenen Heimatkun-
den in Deutschland? Nichts, gar
Nichts, weniger als Nichts. Die be-
troffenen deutschen Kunden müs-
sen froh sein, wenn sie einen Werk-
statttermin bekommen, wobei es
umstritten ist, ob die Reparatur
überhaupt die gesetzlich vorge-
schriebenen CO2 -Mindestvorschrif-
ten erfüllen kann. Eine individuelle
Schadenersatzzahlung für deutsche
VW Kunden? Kein Dran-Denken.
Der Premium-Kunde in USA ist der
King, für den deutschen Michel hat
VW nicht mal Brosamen übrig. Und
wo bleibt der Staat? Dessen Aufgabe
es ist, den Bürger vor betrügeri-
schen Machenschaften zu schüt-
zen? Im Fall VW Pech gehabt, denn
der Staat sitzt als 20-prozentiger An-

teilseigner mit dem so anständigen,
wie überforderten, Herrn Weil, Mi-
nisterpräsidenten von Niedersach-
sen, im Aufsichtsrat am Tisch der
Entscheidungen und trägt die skan-
dalös ungleiche Behandlung von
Kunden und die Degradierung der
deutschen VW-Fahrer zu Kunden
zweiter Klasse mit. Genauso wie die
Gewerkschaft, die bei VW eine be-
stimmende Rolle spielt und sich an-
sonsten als Anwalt von Verbrau-
chern und Arbeitnehmern versteht.

Regierung Damit nicht genug der
unappetitlichen Kumpanei: Die Bun-
desregierung, die schon im Vorfeld
die Politik der drei Affen, die nichts
sehen, nichts hören und nichts sa-
gen, verfolgte, macht sich in der Auf-
arbeitung des größten Wirtschafts-
skandals der Republik in Person des
Verkehrsministers Dobrindt nicht
mit den Bürgern und nicht mit den
Kommunen, die im Feinstaub und
CO2-Smog ersticken, gemein, son-
dern mit dem Konzern. Und legt ihr
koalitionär verabredetes Verspre-
chen, die Bürger mit einem Kollek-
tivklagerecht in der Auseinander-
setzung mit einem großen Konzern
zu stärken, zu Gunsten von VW
heimlich, still und leise, und nur
durch wachsame Journalisten auf-
gedeckt, auf Eis.

Lobby Einmal mehr ein fragwürdi-
ger Erfolg der mächtigen Auto-Lob-
by mit dem Schwaben Matthias

VW: Gau ohne Ende
Politisches Quintett

von Rezzo Schlauch

Die Zwischenbilanz der Aufarbeitung des VW-Abgas-Skandals ist für betroffene
Kunden eine Zumutung, meint unser Kolumnist. Foto: dpa

Freispruch
für Piloten

TV-EVENT Eindeutiges Votum der Le-
serschaft zum TV-Film „Terror –
Ihr“ Urteil von Lars Kraume nach
dem Stück von Ferdinand von Schi-
rach: 81 Prozent würden den Piloten
freisprechen, der eine Passagierma-
schine abschießen ließ, um 70 000
Menschen im Stadion zu retten. red

355 Leserinnen und Leser haben an 
unserer Umfrage teilgenommen.

Angaben in Prozent

19,0

81,0

„Terror – Ihr Urteil“:
Ist es richtig, den Piloten

freizusprechen?

HSt-Grafik

Nein

Ja

Umfrage-Ergebnis

Zum letzten TV-Duell vor der
US-Präsidentschaftswahl schreiben:

Moderator Chris Wallace hat noch
etwas bei dieser dritten TV-Debatte
offengelegt: Würde die Demokratin
Clinton auf einen ebenbürtigen re-
publikanischen Herausforderer
treffen, der sie ähnlich eiskalt hin-
terfragt wie Wallace, dann müsste
sie wirklich kämpfen. Doch bei ei-
nem Gegner wie Trump braucht
Clinton nur viel Geduld und Gleich-
mut, um seine Verbalattacken zu
überstehen. Mit wirklichen Argu-
menten muss sie sich selten ausei-
nandersetzen.

Wer so auftritt wie Donald Trump,
will nicht mehr gewinnen. Der will
nur noch spalten und zerstören.
Auch wenn die flapsige Bemerkung
des republikanischen Präsident-
schaftskandidaten, man werde
schon früh genug sehen, ob er das
Ergebnis der Wahl akzeptieren wer-
de, nicht gleich die Axt an die ameri-
kanische Verfassung legt, sondern
einem aus dem Ufer laufenden
Wahlkampfmodus geschuldet sein
dürfte: Trump fegt eine Kultur von
dem gemeinsamen Tisch der Demo-
kraten, die jedes Volk braucht, um
politisch handlungsfähig und bere-
chenbar zu bleiben.

Die tödlichen Schüsse eines „Reichs-
bürgers“ kommentiert:

Es greift natürlich zu kurz, alleine an
der geistigen Kapazität dieser Men-
schen zu zweifeln. Vielmehr sollte
grundsätzlich gegen die Verrohung
im politischen Diskurs vorgegan-
gen werden. Eine Gesellschaft, die
Gewalt und Verhöhnung als Mittel
der politischen Auseinandersetzung
zulässt, bestätigt zumindest indirekt
auch „Spinner“ in ihrem Weltbild.


